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Zusatzprotokolls I auszuklammern, rechtlich nicht akzeptiert 
werden.29 Nuklearwaffen können als solche ebensowenig aus 
dem Anwendungsbereich der Regeln der Kriegführung aus­
genommen werden wie die konventionellen Waffen. Die dies­
bezüglichen Erklärungen, die diese Staaten anläßlich der 
Unterzeichnung bzw. Ratifikation des Zusatzprotokolls I ab­
gegeben haben, widersprechen somit gemäß Art. 19 der Wie­
ner Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 
196930 der Zielstellung dieses Vertrages. Es wäre geradezu 
widersinnig, dieses umfassende humanitär-völkerrechtliche 
Vertragswerk ausgerechnet auf die Waffen mit den gefähr­
lichsten Auswirkungen nicht anwenden zu wollen.3!

Zur Geltung des völkerrechtlichen Verbots 
für alle Kernwaffenarten

Es erhebt sich nunmehr die Frage, ob die bisher genannten 
völkerrechtlichen Verbote des Ersteinsatzes von Kernwaffen 
in gleichem Maße auch für operativ-taktische Kurzstrecken­
waffen gelten. Immerhin halten einige westliche Autoren — 
darunter auch solche, die sich für ein Verbot der Anwendung 
strategischer Kernwaffen aussprechen — den Einsatz kleine­
rer taktischer Atomwaffen unter bestimmten Voraussetzun­
gen für legal.32 Sie behaupten, einer Konfliktpartei, die sich 
einem massiven konventionellen Angriff gegenübersieht, 
müsse es offenstehen, sich dagegen ggf. mit gezielten takti­
schen Atomschlägen „verteidigen“ zu können.

Diese Argumentation scheitert aber sowohl an den fakti­
schen als auch an den völkerrechtlichen Gegebenheiten.

Vor allem muß davon ausgegangen werden, daß dem Erst­
einsatz solcher taktischen Nuklearwaffen das Moment der 
Eskalation bis hin zum nuklearen Vernichtungskrieg imma­
nent ist. Mit dem Überschreiten der nuklearen Schwelle 
würde ein militärischer Konflikt Gefahr laufen, endgültig 
außer Kontrolle zu geraten. Bei Anerkennung aller Gefahren, 
die bereits aus der Anwendung konventioneller Waffen re­
sultieren, darf nicht übersehen werden, daß jeder Kernwaf­
feneinsatz — also auch der taktische — in einem bewaffneten 
Konflikt zu einer qualitativ neuen Phase des Konflikts mit 
all ihren unabsehbaren Folgen für die gesamte Menschheit 
führen würde.

Selbst wenn man von der Vorstellung ausgeht, daß auch 
nur der Einsatz einer einzigen Atomwaffe ohne nukleare 
Erwiderung möglich wäre, so würden schon durch diese 
Handlung verheerende und nicht wiedergutzumachende 
Schädigungen an den betroffenen Menschen und Zerstörun­
gen an der natürlichen Umwelt verursacht.

Auch dann, wenn durch die unmittelbaren Folgen nur ein 
nicht besiedeltes Gebiet betroffen wäre — was zumindest un­
ter europäischen Bedingungen schwer vorstellbar ist —, würde 
es neben den genannten Umweltschädigungen zu radioak­
tiven Niederschlägen in anderen Regionen und damit ver­
bunden zu radioaktiven Belastungen der Zivilbevölkerung 
kommen. Das betroffene Gebiet selbst wäre auf lange Zeit 
hin für den Menschen unbewohnbar.
- Die erschütternden Bilder von den Inseln des Bikini- 
Atolls, das von den USA jahrzehntelang zur Durchführung. 
von oberirdischen Kernwaffentests mißbraucht worden ist, 
vermitteln annähernde Vorstellungen von dem, was die De­
tonation nur weniger Kernwaffen an Leiden für die Men­
schen und an Schädigungen der natürlichen Umwelt mit sich 
bringen würden.

Dies zwingt zu der Schlußfolgerung, daß auch der Erst­
einsatz taktischer Kernwaffen völkerrechtswidrig ist. Abge­
sehen davon, daß er zur Ausweitung des Konflikts mit allen 
seinen katastrophalen, Folgen für die gesamte Menschheit 
führen würde, wäre bereits ein Einsatz einzelner Kernwaf­
fen nur unter Verletzung des Verbots der Zufügung weitrei­
chender, langanhaltender und ernster Schäden an der natür­
lichen Umwelt sowie unter Verletzung des Gebots des Schut­
zes der Zivilbevölkerung möglich.

Somit kann man feststellen, daß jeder Ersteinsatz Von 
Kernwaffen, sowohl von strategischen als auch von operativ­
taktischen Kurzstreckenwaffen, völkerrechtswidrig ist. Dies 
gilt unabhängig davon, ob damit ein internationaler Kon­

flikt ausgelöst wird oder ob der Einsatz erst im Verlaufe 
eines mit konventionellen Waffen begonnenen Konflikts er­
folgt.33 34

Nukleare Abrüstung als vordringliche Aufgabe

Die Erstanwendung von Kernwaffen wäre das schwerste in­
ternationale Verbrechen und würde die völkerrechtliche Ver­
antwortlichkeit des betreffenden Staates begründen. Darüber 
hinaus führt die Erstanwendung auf der Grundlage der Tat­
bestände des Art. 6 des Londoner Statuts für den Internatio­
nalen Militärgerichtshof vom 8. August 194534 zur völker­
strafrechtlichen Verantwortlichkeit der zuständigen Staats­
funktionäre.

In der durch die Resolution 36/100 der UN-Vollversamm- 
lung vom 9. Dezember 1981 angenommenen Deklaration über 
die Verhütung einer nuklearen Katastrophe35 heißt es u. a.:

„1. Staaten und Staatsmänner, die als erste zur Anwen­
dung von Kernwaffen greifen, begehen das schwerste Ver­
brechen gegen die Menschheit;

2. es wird niemals eine Rechtfertigung oder Entschuldi­
gung für Staatsmänner geben, die die Entscheidung fällen, 
als erste Kernwaffen anzuwenden;

3. jegliche Doktrinen, die die Erstanwendung von Kern­
waffen gestatten, und jegliche Aktionen, die die Welt einer 
Katastrophe näherbringen, sind unvereinbar mit den Nor­
men der menschlichen Moral und den edlen Idealen der ver­
einten Nationen.“

Die Gefahr der Anwendung von Kernwaffen kann ver­
mindert werden, wenn — ebenso wie die UdSSR und die 
Volksrepublik China — auch die anderen Kernwaffenmächte 
Erklärungen mit der Verpflichtung abgeben würden, nicht 
als erste Kernwaffen einzusetzen. Dies würde den bestehen­
den völkerrechtlichen Sachverhalt bekräftigen und entsprä­
che dem Willen der friedliebenden Menschheit.

Die Gefahr eines Kernwaffeneinsatzes könnte sogar völ­
lig beseitigt werden, wenn effektive Schritte zur Abrüstung 
ergriffen werden, die ein Leben ohne Waffen ermöglichen. 
Die Initiative der UdSSR vom Januar 1986 über die Beseiti­
gung aller Kernwaffen, bis zum Jahr 200036 weist zusammen 
mit den Vorschlägen des Politischen Beratenden Ausschusses 
der Staaten des Warschauer Vertrages vom 29. Mai 198737 den 
Weg in diese Richtung.
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